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Vorwort

Das Zivilverfahrensrecht und darin insb das Zivilprozessrecht nimmt in der 
Juristenausbildung nach wie vor eine zentrale Rolle ein. Zu Recht, hat es doch 
nicht nur für jene Bedeutung, die konkret den Richter- oder Anwaltsberuf an-
streben, sondern es bildet quasi das Modellgesetz für das Verfahrensrecht an 
sich und bietet damit die wesentliche Grundlage für das Verständnis anderer 
Verfahrensordnungen. So gilt die Zivilprozessordnung bekanntlich subsidiär 
auch im Außerstreit-, Exekutions- und Insolvenzverfahren, aber auch im Ver-
fahren vor dem Verfassungsgerichtshof.

Der Unterricht in diesem Rechtsbereich steht allerdings vor besonderen 
Herausforderungen. Weit entfernt von der einstigen geringschätzigen Be-
zeichnung als „Aktenführungskunst“ präsentiert sich das Fach heute den Stu-
dierenden vielfach als sehr komplexes Theoriefach, dessen Verständnis noch 
dadurch erschwert wird, dass die Studierenden – anders als bei Sachverhalten 
des materiellen Rechts – in der Regel mit dem Prozessrecht noch nicht „in 
Berührung“ gekommen sind. Trotz dieser schwierigen Ausgangslage war das 
Fach in den letzten Jahren besonders stark von Stundenkürzungen betroffen. 
Gängige Lehrbücher haben mit dieser Entwicklung vielfach nicht Schritt ge-
halten. Teilweise sind diese für Studierende schlicht zu umfangreich, teilweise 
eher skriptenartig knapp.

Aus diesem Grund haben sich die Verfasser im Jahr 2011 entschlossen, ge-
meinsam ein neues Lehrbuch für Studierende und Berufseinsteiger zu entwi-
ckeln. Dabei haben wir uns zum Ziel gesetzt, ein „bewältigbares“ Studienbuch 
zu schreiben. Hier waren die durch die Lehrtätigkeit an mehreren Universitä-
ten sowie in der Richter- und Rechtsanwaltsausbildung und zuletzt beim Auf-
bau des Wirtschaftsrechtsstudiums an der WU Wien gewonnenen didaktischen 
Erfahrungen hilfreich. Unser Ziel erforderte freilich extreme Selbstbeschrän-
kung: Im Interesse einer klaren und vor allem überschaubaren Darstellung 
musste viel an Detailinformation weggelassen werden.

Von Anfang an haben wir auch die einschlägigen Vorschriften des Unions-
rechts behandelt, die auch im Bereich des Zivilverfahrens immer wichtiger 
werden. Anders als in anderen Lehrbüchern haben wir die diesbezüglichen 
Regelungen jedoch nicht zusammenfassend (gewissermaßen „inselartig“) 
in einen eigenen Abschnitt „verbannt“, sondern systematisch immer an den 
passenden Stellen in die Darstellung eingebaut. Damit wird verdeutlicht, wie 
Unionsrecht und nationales Recht hier zusammenwirken.

Die zwischenzeitige rege Aktivität des Gesetzgebers erforderte wie-
der eine Neuauflage. Hier sind insbesondere die ZVN 2022, die ZVN 2023 
und vor allem die Einführung der Verbandsklage zu nennen. Dafür konnte 
das Kapitel über die Maßnahmen aufgrund der Corona-Krise entfallen; die  
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Vorwort

COVID-19-Justiz-Begleitgesetze sind mit dem 30. Juni 2023 außer Kraft ge-
treten.

Außerdem wurden die Beispiele im Interesse der Verständlichkeit etwas ver-
mehrt; ebenso die Querverweise, um namentlich Anfängern die Orientierung 
zu erleichtern und Zusammenhänge zu betonen. Um den Gesamtumfang des 
Werks und – vor allem im Interesse der Studierenden – den Preis des Werkes im 
Rahmen halten zu können, mussten wir schweren Herzens auf den Abdruck von 
Beispielsakten und Mustern verzichten. Dieses vor allem für Studierende so 
wichtige „Anschauungsmaterial“ sollte im Rahmen von Lehrveranstaltungen 
zur Verfügung gestellt werden. Überhaupt kann und soll das vorliegende Buch 
den Besuch einschlägiger Lehrveranstaltungen nicht ersetzen, sondern möchte 
Hilfestellung bei der Vorbereitung und Wiederholung des Stoffes bieten und 
beim Mitschreiben entlasten. 

Das bewährte Grundkonzept des Werks wurde beibehalten: Unverzichtba-
res Grundwissen ist in normaler Schriftgröße dargestellt; Kleindruckpassagen 
enthalten ergänzende Informationen und Erläuterungen. Hier sind neuere Pro-
bleme tendenziell ausführlicher dargestellt, um die Leser und Leserinnen an 
den aktuellen Diskussionsstand heranzuführen. Die Gliederung in Randzahlen 
und zahlreiche tabellarische Zusammenstellungen sollen die Übersichtlichkeit 
fördern. Das Vermittelte wird durch zahlreiche Beispiele verdeutlicht. Außer-
dem finden sich häufig Verweise auf das gleichfalls bei facultas erschienene 
Casebook Zivilverfahrensrecht. Weiterführende Literaturhinweise ermögli-
chen dem Interessierten eine vertiefende Befassung.

Abschließend gilt es, all jenen zu danken, die zur zeitgerechten Fertigstel-
lung des Werks beigetragen haben. Unseren Mitarbeiter:innen Univ.-Ass. Ma-
nuel Schweiger, LL.M. und Univ.-Ass. Dr. Lena Werderitsch danken wir für 
wertvolle Anregungen, für die verlässliche Durchsicht des Manuskripts und die 
Aktualisierung des Stichwortverzeichnisses. Dank gilt auch allen Lesern und 
Leserinnen, die uns Anregungen für die Neuauflage gegeben haben. Schließ-
lich schulden wir dem Verlag, und hier namentlich Herrn Peter Wittmann und 
Frau Brigitte Wandl, auch bei der sechsten Auflage Dank für die umsichtige 
und zügige Betreuung der Drucklegung.

Wien/Innsbruck, im Juli 2024  
	 Georg E. Kodek
	 Peter G. Mayr
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Erster Teil: 
Einführung, Grundlagen und Grundsätze

I. Einführung

A. Begriff und Einteilung

1. Zivilverfahrensrecht

Das zivilgerichtliche Verfahrensrecht regelt das Verfahren vor den 
staatlichen Gerichten (und – in Grundzügen – vor den Schiedsgerichten; 
dazu Rz 1261 ff) zur Feststellung, Gestaltung und Durchsetzung zivilrecht-
licher Ansprüche.

Was im Einzelnen unter diese zivilrechtlichen (bürgerlichrechtlichen, privatrecht-
lichen) Ansprüche fällt, muss durch Auslegung ermittelt werden (siehe unten Rz 50 
und Rz 104).

Zivilverfahrensrecht ist der Oberbegriff für mehrere verschiedene zivilge-
richtliche Verfahrensarten. Es ist zu unterscheiden zwischen folgenden Teil-
gebieten:

2. Zivilprozessrecht (im engeren Sinn)

Der Zivilprozess ist das in der Zivilprozessordnung (ZPO) geregelte Ver-
fahren vor einem staatlichen Gericht, das der Feststellung (und ev der Gestal-
tung) von bürgerlichrechtlichen Ansprüchen dient (streitiges Erkenntnisver-
fahren). Er wird durch Klage eingeleitet und (im Regelfall) mit Urteil (unter 
Umständen aber auch etwa durch Beschluss, Vergleich oder Klagsrücknahme) 
beendet. In diesem Buch wird nur das Zivilprozessrecht (im engeren Sinn) 
behandelt.

Teilweise wird der Ausdruck „Zivilprozessrecht“ auch in einem weiteren Sinn ver-
wendet, nämlich als Synonym zum Begriff „Zivilverfahrensrecht“. Dies ist jedoch ter-
minologisch unsauber und sollte auseinander gehalten werden.

Neben dem Zivilprozess (streitiges Verfahren) gibt es noch ein zweites (zi-
vilgerichtliches) Erkenntnisverfahren, nämlich das

3. Verfahren außer Streitsachen

Es dient ebenfalls der Feststellung und Gestaltung von Privatrechten. In die-
ser Verfahrensart werden jedoch all jene Angelegenheiten behandelt, die zwar 
bürgerliche Rechtssachen sind (und daher auf den Rechtsweg gehören), aber 
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keine „Streitsachen“ (also Zivilprozess-Sachen). Eine Abgrenzung zwischen 
„Streitsachen“ und „außerstreitigen Angelegenheiten“ ist allerdings schwie-
rig, weil der Gesetzgeber in den letzten Jahrzehnten eine ganze Reihe von 
Rechtssachen in das Außerstreitverfahren verwiesen hat, die durchaus „strei-
tigen Charakter“ haben (siehe auch Rz 132). Es ist daher heute kein eindeu-
tiger institutioneller Verfahrenszweck des außerstreitigen Verfahrens (mehr) 
erkennbar: Im Kern geht es jedoch häufig um die Gestaltung von Rechtsbezie-
hungen mit dauerhaftem Charakter, die zwischen Personen bestehen, die wei-
ter miteinander leben müssen. Diese zukunftsweisende, gewissermaßen „frie-
densrichterliche“ Fürsorgekomponente stellt ein typisches Charakteristikum 
des Außerstreitverfahrens dar (ist aber freilich nicht durchwegs anzutreffen). 
Näheres zur Abgrenzung siehe unten Rz 131 ff.

„Streitig“ und „außerstreitig“ darf also nicht so verstanden werden, dass in dem 
einen Verfahren etwa (nur) gestritten wird, während das andere Verfahren ohne Streit 
abgeführt wird. Das zeigt schon das Beispiel der Obsorge- oder Unterhaltsstreitigkei-
ten, die – obwohl häufig überaus „streitig“ – (meistens) im Außerstreitverfahren zu 
erledigen sind.

Hauptrechtsquelle bildet das (neue) Außerstreitgesetz (AußStrG; BGBl I 
2003/111), das durch zahlreiche spezielle Verfahrensbestimmungen in einer 
Vielzahl von Sondergesetzen ergänzt wird (zB Grundbuchs- und Firmenbuch-
gesetz, Mietrechtsgesetz, Unterbringungsgesetz, Kraftloserklärungsgesetz, 
Todeserklärungsgesetz etc).

Studienliteratur: Deixler-Hübner, Außerstreitverfahrensrecht3 (LexisNexis 2022); 
Garber/Mayr (Hrsg), Verfahren außer Streitsachen (Manz Verlag 2024); Klicka/Ober-
hammer/Domej, Außerstreitverfahren5 (Manz Verlag 2014); Mayr/Fucik, Einführung 
in die Verfahren außer Streitsachen2 (facultas 2019); Neumayr, Außerstreitverfahren9 
(Orac-Rechtsskriptum 2023); M. Roth, Außerstreitverfahrensrecht7 (Jan Sramek Verlag 
2023).

4. Einstweilige Verfügungen

Auch beim Verfahren zur Erlassung einer einstweiligen Verfügung han-
delt es sich eigentlich um ein Erkenntnisverfahren, allerdings um ein bloß 
summarisches und (weitgehend) vorläufiges Verfahren (sog Provisorialver-
fahren). Die dafür einschlägigen Bestimmungen sind jedoch in die Exekuti-
onsordnung (§§ 378 ff EO) eingeordnet und werden daher auch in der unten 
(Rz 5) angeführten vollstreckungsrechtlichen Literatur näher behandelt. Aus 
diesem Grund wird in diesem Buch von einer Darstellung dieses (wichtigen) 
Rechtsbereichs abgesehen.

Spezialliteratur: König/Weber, Einstweilige Verfügungen im Zivilverfahren6 (Manz 
Verlag 2022).
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5. Exekutionsrecht (Zwangsvollstreckungsrecht)

Es regelt die Anwendung von staatlicher Zwangsgewalt zur Durchsetzung 
von Ansprüchen, deren Existenz in einem (streitigen oder außerstreitigen Er-
kenntnis-)Verfahren festgestellt worden ist, oder auch von anderen vollstreck-
baren Ansprüchen (Exekutionstiteln), nach den Grundsätzen der Spezialität 
und Priorität (Einzelvollstreckung).

Bei weitem nicht jedem Erkenntnisverfahren folgt ein Vollstreckungsverfahren nach: 
Der rechtskräftig Verurteilte leistet meist „freiwillig“; Feststellungs- und Rechtsgestal-
tungsurteile bedürfen keiner Vollstreckung (vgl dazu Rz 522, 870, 946). Umgekehrt 
setzt auch nicht jedes Vollstreckungsverfahren ein (zivilgerichtliches) Erkenntnisver-
fahren voraus: Siehe zB den vollstreckbaren Notariatsakt oder verwaltungsbehördliche 
Exekutionstitel.

Hauptrechtsquelle ist die Exekutionsordnung (EO; RGBl 1896/79). Darin 
werden auch die Sicherung von Ansprüchen (Exekution zur Sicherstellung, 
§§ 370 ff) und der provisorische (vorläufige) Rechtsschutz (§§ 378 ff; dazu 
oben Rz 4) geregelt. Am 1. 7. 2021 ist eine Gesamtreform des Exekutionsrechts 
(GREx; BGBl I 2021/86) in Kraft getreten.

Studienliteratur: Markowetz, Exekutionsrecht3 (Verlag Österreich 2022); Neu-
mayr/Nunner-Krautgasser, Exekutionsrecht5 (Manz Verlag 2024); Rechberger/Ober-
hammer, Exekutionsrecht5 (facultas.wuv 2009); M. Roth, Exekutions- und Insolven-
zrecht12 (Manz Verlag 2022); Seiser, Exekutionsrecht13 (Orac-Rechtsskriptum 2021).

6. Insolvenzrecht

Das Insolvenzverfahren hat die Sicherung und Befriedigung der Ansprüche 
der Gläubiger eines zahlungsunfähigen oder überschuldeten Schuldners nach 
den Grundsätzen der Generalität und Perzentualität zum Gegenstand. Dazu 
kommt das Ziel der Erhaltung von (gewissen) insolventen Unternehmen (Sa-
nierungszweck) bzw der Entschuldung von natürlichen Personen („Privatkon-
kurs“), und auch die Insolvenzprophylaxe gewinnt an Bedeutung.

Auch im Insolvenzverfahren können (zivilrechtliche) Ansprüche (ohne eigenes Er-
kenntnisverfahren) festgestellt werden, indem angemeldete Forderungen vom Insol-
venzverwalter nicht bestritten werden. Falls sie auch vom Schuldner nicht ausdrücklich 
bestritten werden, bilden sie einen Exekutionstitel (§ 61 IO; § 1 Z 7 EO). Während der 
Dauer eines Insolvenzverfahrens herrscht eine Prozess- und Exekutionssperre (§§ 6, 
10 IO).

Hauptrechtsquelle bildete die Konkursordnung (KO; RGBl 1914/337), die 
im Zuge der umfassenden Reform durch das IRÄG 2010 (BGBl I 2010/29) 
seit 1. 7. 2010 in Insolvenzordnung (IO) umbenannt worden ist. Die frühere 
Ausgleichsordnung (AO; RGBl 1914/33, wv BGBl II 1934/221) ist gleichzei-
tig aufgehoben worden.

5

6



Erster Teil: Einführung, Grundlagen und Grundsätze

34 

Studienliteratur: Buchegger, Insolvenzrecht3 (Verlag Österreich 2017); Dellinger/
Oberhammer/Koller, Insolvenzrecht5 (Manz Verlag 2023); Fink/Trenker, Insolvenz-
recht11 (Orac-Rechtsskriptum 2022); Kodek, Insolvenzrecht2 (facultas 2022); Rechber-
ger/Seeber/Thurner, Insolvenzrecht3 (facultas 2018); M. Roth, Exekutions- und Insol-
venzrecht12 (Manz Verlag 2022).

Zivilgerichtliches Verfahrensrecht

Erkenntnisverfahren Exekutionsverfahren
EO

Insolvenzverfahren
IO

streitiges 
Verfahren

ZPO (+ASGG)

außerstreitiges 
Verfahren
AußStrG

Provisorial-
verfahren (eV)
§§ 378 ff EO

JN (GOG, OGHG)

7. Internationales Zivilprozessrecht 

Unter Internationalem Zivilprozessrecht versteht man all jene Normen, die 
zivilprozessuale Tatbestände mit internationalem Bezug betreffen (vgl Mayr, 
EuZPR2 Rz I/1 ff).

Wenn nicht nur das Zivilprozessrecht im engeren Sinn (oben Rz 2), sondern auch 
andere (soeben erwähnte) zivilgerichtliche Verfahrensarten (zB Zwangsvollstreckungs- 
oder Insolvenzrecht) erfasst werden sollen, so spricht man vom Internationalen Zivil-
verfahrensrecht.

Beim Internationalen Zivilprozessrecht handelt es sich zum Teil um na-
tionales Recht (autonomes internationales Zivilprozessrecht; zB §  27a JN, 
§ 291a ZPO), zum Teil um Völkerrecht (zB Haager Prozessübereinkommen; 
siehe unten Rz 25) und zu einem immer wichtiger und umfangreicher werden-
den Teil um Europarecht (siehe unten Rz 24). Letzteres Rechtsgebiet wird als 
Europäisches Zivilprozessrecht bezeichnet.

Die hauptsächlichen Regelungsbereiche des Internationalen Zivilverfah-
rensrechts sind die inländische Gerichtsbarkeit und die internationale Zustän-
digkeit, die internationale Rechtshilfe (Beweisaufnahme und Zustellung), die 
internationale Streitanhängigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung aus-
ländischer Entscheidungen. Soweit diese Rechtsgebiete in den Rahmen dieses 
Buches fallen, werden sie an den entsprechenden Stellen mitbehandelt (siehe 
etwa Rz 112 ff oder Rz 179 ff).
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Studienliteratur siehe unten Rz 26 sowie Fucik, Europäisches und internationales 
Zivilverfahrensrecht. Ein Wegweiser, RZ 2011, 28 und Mayr, Grundbegriffe des Inter-
nationalen Zivilverfahrensrechts, JAP 2014/2015, 35.

B. Aufgaben und Zweck

Literatur: Baur, Zeit- und Geistesströmungen im Prozeß, JBl 1970, 445; Böhm, 
Bewegliches System und Prozesszweck, in F. Bydlinski ua (Hrsg), Das Bewegliche 
System im geltenden und künftigen Recht (1986) 211; Böhm, Prozessidee und Richter-
macht (2019); Hagen, Die soziale Funktion des Prozesses, ZZP 1971, 385; Kuderna, 
Soziale Funktion und soziale Elemente des Zivilprozesses, DRdA 1986, 182; Schoibl, 
Der Prozess als soziale Institution, in Rechtstheorie, Beiheft 6 (1984) 287; Stürner, Pro-
zesszweck und Verfassung, in FS Baumgärtel (1990) 545; Trenker, Einvernehmliche 
Parteidisposition im Zivilprozess (2020); Wassermann, Der soziale Zivilprozeß (1978).

Die Privatrechtsordnung regelt die Beziehungen zwischen (grundsätz-
lich) gleichrangigen Rechtssubjekten („cives inter se“). Aus ihr ergeben sich 
Rechte und Pflichten für die Rechtsunterworfenen. Wird die (Privat-)Rechts-
ordnung nicht freiwillig eingehalten, so gibt das materielle Recht selbst idR 
keine Antwort auf die Frage, wie der Berechtigte zu seinem Recht kommt: 
Grundsätzlich könnte er entweder selbst sein Recht durchsetzen oder die Hilfe 
eines Dritten in Anspruch nehmen.

Bei der Selbsthilfe setzt sich regelmäßig das Recht des Stärkeren durch. 
Die herbeigeführte Lösung muss daher nicht unbedingt der materiellen Rechts-
lage entsprechen: Der Selbsthilfe Ausübende setzt das durch, was er an Rech-
ten zu haben glaubt, mit den Mitteln, die er für notwendig erachtet, ohne dass 
der Bestand dieser Rechte von dritter Seite geprüft worden wäre. Daher ist die 
Selbsthilfe unerwünscht und grundsätzlich verboten (§ 19 ABGB): Der Staat 
beansprucht für sich ein Gewaltmonopol. Um die Zivilrechtsnormen nicht 
sanktionslos zu lassen, muss der Staat die Aufgabe der Selbsthilfe übernehmen 
(Staatshilfe).

Darüber hinaus bedarf es zum Teil auch eines hoheitlichen Aktes, um privatrechtli-
che Rechtsverhältnisse zu begründen, abzuändern oder aufzuheben; zum Teil ist auch 
nur der Bestand eines Rechtsverhältnisses strittig und soll daher autoritativ festgestellt 
werden.

Der Zivilprozess ist als Erkenntnisverfahren (idR) eine notwendige Vor-
stufe zur staatlichen Rechtsdurchsetzung im Exekutionsverfahren. Der Staat 
darf seine Gewalt grundsätzlich nicht schon allein aufgrund von Behauptun-
gen des Rechtsschutzwerbers einsetzen; er würde sich sonst uU zum Hand-
langer des Unrechts machen. Vielmehr müssen vorerst in einem gesetzlich 
geordneten Verfahren die von den Parteien aufgestellten Behauptungen und 
Gegenbehauptungen geprüft, bewiesen und rechtlich gewürdigt werden. Auf 
diese Weise werden mit den Mitteln der ZPO strittige Privatrechtsverhältnisse 
geprüft und festgestellt (institutioneller Verfahrenszweck). Das Resultat des 
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Prozesses, die gerichtliche Entscheidung, bildet einen Exekutionstitel (§ 1 Z 1 
EO), der dazu legitimiert, staatliche Hilfe zur Rechtsdurchsetzung in Anspruch 
zu nehmen.

Damit das „Recht des Stärkeren“ nicht durch das „Recht des Klügeren“ 
bzw „des Reicheren“ ersetzt wird, sorgen Anleitungs- und Belehrungspflich-
ten, Verfahrenshilfe sowie Anwaltspflicht im Prozess für (eine möglichst weit-
gehende) Chancengleichheit zwischen den Parteien.

Da es nicht in der Willkür der staatlichen Organe liegen darf, ob, wann und 
wem Rechtsschutz gewährt wird, räumt der im Verfassungsrang stehende Art 6  
Abs 1 EMRK dem Einzelnen ein subjektives öffentliches Recht gegen den 
Staat ein, den Justizgewährungsanspruch („Jedermann hat Anspruch dar-
auf, dass seine Sache …“; siehe unten Rz 49).

Somit ergibt sich die Klagemöglichkeit (Anspruch auf staatlichen Rechts-
schutz) aus dem öffentlichen Recht; auf sie kann nach (noch) hM nur gemein-
sam mit dem zugrunde liegenden privatrechtlichen Anspruch verzichtet wer-
den (Unzulässigkeit eines umfassenden Rechtsschutzverzichtsvertrags bzw 
eines pactum de non petendo; siehe aber Rz 111 und Trenker, Parteidisposition 
230 ff, 556 ff, 568 ff); auch eine Abtretung der Prozessführungsbefugnis ohne 
gleichzeitige Übertragung des materiellen Rechts wird von der hM für unzu-
lässig gehalten (aA aber Trenker, Parteidisposition 395 f; siehe auch Rz 299).

Der Zivilprozess soll ein rasches, einfaches und billiges (iSv kostengünsti-
ges) Verfahren sein. Bei der privatrechtlichen Konfliktsituation handelt es sich 
nach Franz Klein, dem Schöpfer der öZPO (siehe Rz 28), nicht um ein allein 
die Beteiligten betreffendes Problem, sondern um ein die Allgemeinheit berüh-
rendes soziales Übel, das die Parteien Zeit, Geld und Nerven kostet, aufgrund 
der Bindung von Ressourcen der Wirtschaft schadet und überhaupt das Klima 
in der Rechtsgemeinschaft belastet. Somit dient die Beendigung des Konflikts 
durch den Zivilprozess zum einen dem Interesse des Einzelnen an der Durch-
setzung seiner Rechte, zum anderen dem Gemeinschaftsinteresse an Rechts-
frieden, Rechtssicherheit und der Bewährung der Rechtsordnung. Es entsteht 
Klarheit darüber, was Recht ist und dass dieses nicht nur auf dem Papier steht, 
sondern auch durchgesetzt wird.

Die Möglichkeit des staatlichen Rechtsschutzes wirkt somit einerseits re-
pressiv (durch die Rechtsdurchsetzung im Einzelfall), andererseits präventiv 
(als Ansporn zur freiwilligen Einhaltung der Rechtsordnung, weil der Schuld-
ner weiß, dass der Gläubiger sein Recht auch zwangsweise durchsetzen könn-
te). Je besser der Zivilprozess (und das Exekutionsverfahren) in der Praxis 
funktioniert, desto besser können diese Zwecke erfüllt werden.

Zunehmend soll der Zivilprozess aber (nicht nur zur Entscheidung, sondern) 
auch zur Lösung privater Konflikte beitragen, da Rechtsstreitigkeiten in be-
stimmten Bereichen häufig Resultat zwischenmenschlicher Spannungen sind. 
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Wird die wahre Konfliktursache nicht beseitigt, folgt schon bald ein weiterer 
Rechtsstreit. Daher soll der Zivilprozess auch Gelegenheit zu Dialog und rati-
onalem Diskurs bieten. So forciert der Gesetzgeber etwa in der vorbereitenden 
Tagsatzung (wieder stärker) die mündliche Verhandlung zwischen den Partei-
en (selbst), und dort ist auch ein Vergleichsversuch vorgesehen (§ 258 Abs 1 
Z 4 ZPO; Rz 741). Außerdem kann das Gericht in der gesamten mündlichen 
Verhandlung eine gütliche Beilegung des Rechtsstreits versuchen (§ 204 Abs 1 
ZPO; Rz 612). Da das Gericht aber oftmals nicht das geeignete Forum für die 
Lösung dieser Konflikte ist, räumt das Gesetz auch ausdrücklich die Möglich-
keit ein, die Parteien auf andere, besser geeignete Einrichtungen hinzuweisen 
(zB Schlichtung oder Mediation). Darüber hinaus besteht nach § 433 ZPO die 
Möglichkeit, dass eine Partei schon vor Einleitung eines Zivilprozesses den 
Antrag stellt, die gegnerische Partei zum Zwecke eines Vergleichsversuchs vor 
das Bezirksgericht zu laden (sog „prätorischer Vergleichsversuch“). Ein da-
bei erzielter Vergleich stellt einen (vorprozessualen) gerichtlichen Vergleich 
dar, der einen Exekutionstitel bildet (§ 1 Z 5 EO). Näheres siehe bei Rz 609 ff.

Überhaupt hat in den letzten Jahrzehnten aus den verschiedensten Gründen 
die Suche nach bzw die Beachtung von Alternativen zur Streiterledigung 
im herkömmlichen „klassischen“ Zivilprozess eine verstärkte Bedeutung ge-
wonnen.

C. Alternativen zum (klassischen) Zivilprozess

Literaturauswahl: Authried, Das Passagier- und Fahrgastrechteagenturgesetz 
(PFAG), ZVR 2015/121, 232; Bajons, Außergerichtliche Güteverfahren als Mittel der 
Prozessvermeidung und Konfliktlösung, ÖJZ 1984, 368; Basedow, Rechtsdurchset-
zung und Streitbeilegung, dJZ 2018, 1; Deixler-Hübner/Schauer (Hrsg), Alternative 
Formen der Konfliktbereinigung (2016); Eder, Alternative Streitbeilegung am Beispiel 
der „Schlichtung für Verbrauchergeschäfte“, Zak 2015/587, 324; Eder/Hörl, Schlich-
ten statt streiten. Alternative Streitbeilegung in der Praxis am Beispiel der Schlichtung 
für Verbrauchergeschäfte, in Reiffenstein/Blaschek (Hrsg), Konsumentenpolitisches 
Jahrbuch 2017 (2018) 53; Eidenmüller/Wagner (Hrsg), Mediationsrecht (2015); Ferz 
(Hrsg), Kodex Mediation2 (2023); Frauenberger-Pfeiler, Das neu institutionalisierte 
Schlichtungsverfahren in Verbrauchersachen, JAP 2015/2016/18, 165; Frauenberger-
Pfeiler, Zur Wirksamkeit von Mediationsklauseln, in FS Neumayr I (2023) 1197; Frau-
enberger-Pfeiler, Zu den Mindestanforderungen an obligatorische Mediationsklauseln, 
ecolex 2024/214, 382; Frauenberger-Pfeiler/Risak, Der prätorische Mediationsver-
gleich, ÖJZ 2012/87, 798; Frössel, Die neue Verbraucherschlichtung – Umsetzung in 
Österreich, Zak 2015/483, 264; Fucik, EU-MediatG und ZivMediatG – ein Überblick, 
ÖJZ 2011, 941; Germ, Sanktionsbewehrte Informationspflichten für Unternehmer im 
Alternative-Streitbeilegungs-Gesetz – AStG und in der ODR-VO, AnwBl 2019/310, 
754; Greger/Unberath/Steffek, Recht der alternativen Konfliktlösung2 (2016); Grüblin-
ger, Alternative Streitbeilegung in Verbraucherangelegenheiten, in Leupold (Hrsg), Fo-
rum Verbraucherrecht 2015 (2015) 173; Haft/Schlieffen (Hrsg), Handbuch Mediation3 
(2016); Haidmayer, Die neue Schlichtungsstelle für Verbraucherstreitigkeiten, ecolex 
2013, 986; Hammerl, Das Einigungsverfahren, ÖJZ 2017, 760; Hayungs, ADR-Richt-




